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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Klaus Grehn,
Eva-Maria Bulling-Schröter, Dr. Ruth Fuchs, weiterer Abgeordneter
und der Fraktion der PDS
– Drucksache 14/1733 –

Erstellung medizinischer und psychologischer Gutachten über Erwerbslose
durch die Bundesanstalt für Arbeit

Nach einem Bericht der Süddeutschen Zeitung vom 6. November 1991 wurde
vom Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages der Verdacht geäußert,
dass die Arbeitsämter den medizinischen und psychologischen Dienst der
Bundesanstalt für Arbeit dazu missbrauchen, schwer vermittelbare Arbeits-
lose auch mit eindeutigen Fehlgutachten für krank zu erklären und sie aus der
Arbeitsförderung zu nehmen.

Über solche Fehlleistungen der Bundesanstalt für Arbeit wurde auch in der
Aprilnummer der Monatszeitung für Arbeitslose „Quer“ berichtet. Dabei
wurde u. a. ein Fall benannt, in dem ein Arbeitsloser durch ein ärztliches Fehl-
gutachten für psychisch krank erklärt wurde. Dieser Fall war auch beim Petiti-
onsausschuss anhängig (Petition 4-13-16-812-031412).

In der Arbeitslosenzeitung „Quer“ wurde auf weitere Fälle verwiesen.

Eine der wesentlichen Aufgaben der Arbeitsämter ist, Arbeitsuchende bzw. Ar-
beitslose in Arbeit zu vermitteln. Bei der Vermittlung sind die Arbeitsämter ins-
besondere verpflichtet, die Eignung für die in Frage kommenden Beschäftigun-
gen zu berücksichtigen. Arbeitsuchende können bei der Vermittlung zu Recht
erwarten, dass ihnen nur solche Vermittlungsvorschläge unterbreitet werden,
für die sie nach ihrer Leistungsfähigkeit auch in Betracht kommen. Anderer-
seits haben auch Arbeitgeber ein Anrecht darauf, dass ihnen für die Besetzung
offener Stellen solche Arbeitnehmer vorgeschlagen werden, die – z. B. bei kör-
perlich schwerer Arbeit – auch tatsächlich dafür in Betracht kommen.
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Je nach vermittlerischer Situation reichen die vorhandenen Unterlagen und das
Beratungsgespräch zu einer abschließenden Beurteilung der vermittlerischen
Voraussetzungen nicht aus, sondern es sind medizinische oder psychologische
Fragen zum Leistungsvermögen zu klären, damit es nicht zu Fehlberatungen/
-vermittlungen kommt. Deshalb regelt § 32 des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB III) ausdrücklich, dass die Arbeitsämter entsprechende ärztliche
und psychologische Begutachtungen mit Einverständnis der Ratsuchenden vor-
nehmen lassen können. Vor diesem Hintergrund kommt dem Ärztlichen und
Psychologischen Dienst der Bundesanstalt für Arbeit eine wichtige Funktion
zu, die für eine qualitativ hochwertige Beratung und Vermittlung erforderlich
ist.
Im Gegensatz zu der in der Anfrage erwähnten Aussage in einem fast acht
Jahre zurückliegenden Pressebericht, diese Begutachtungen dienten der Aus-
grenzung von Arbeitslosen, ist ihr ausdrückliches Ziel die Integration in das Er-
werbsleben.
Anlässe für ärztliche und psychologische Begutachtungen sind insbesondere:
– Feststellung der körperlichen und intellektuellen Eignung bei der Berufs-

wahl von Jugendlichen sowie beim Berufs- oder Tätigkeitswechsel von Er-
wachsenen,

– Feststellung der gesundheitlichen Eignung bei einer beruflichen Neuorien-
tierung, insbesondere, wenn der bisherige Beruf aus gesundheitlichen Grün-
den aufgegeben werden musste,

– Klärung von Fragen zum Leistungsvermögen von Arbeitslosen im Rahmen
der Vermittlungsbemühungen (beispielsweise wenn es zur Ablehnung von
Vermittlungsvorschlägen durch den Arbeitgeber oder den Arbeitslosen
kommt sowie nach Krankheit oder Unfall).

Soweit – im Sinne der Fragestellung – medizinische oder psychologische Gut-
achten eingeholt werden, um festzustellen, ob überhaupt noch Erwerbsfähigkeit
vorliegt, ist dies in der Regel durch einen entsprechenden Wunsch der Arbeit-
suchenden veranlasst.

1. Wie viele medizinische und psychologische Gutachten über Erwerbslose
wurden von der Bundesanstalt für Arbeit seit 1991 erstellt (bitte nach Er-
stellungsjahren, Arbeitsamtsbezirken und Geschlecht auflisten)?

Eine geschlechtsspezifische Darstellung der Anzahl ärztlicher und psychologi-
scher Gutachten auf Arbeitsamtsebene ist nicht möglich, da die Arbeitsverwal-
tung entsprechende Erhebungen nicht durchgeführt hat. Eine Aufgliederung
nach dem Geschlecht ist jedoch auf der Ebene der Landesarbeitsämter erfolgt,
hinsichtlich der ärztlichen Gutachten allerdings erst ab dem Jahr 1992 möglich.
Aussagefähige Daten für die neuen Bundesländer liegen hinsichtlich der ärztli-
chen Gutachten erst ab 1993, für die psychologischen Gutachten ab dem Jahr
1992 vor.
Die spezifizierte Aufgliederung nach dem Geschlecht und den Landesarbeits-
ämtern ergibt sich aus den Anlagen 1 und 2.
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2. Wie viele Ärzte sind mit der Erstellung solcher Gutachten betraut?

Wie viele von ihnen sind hauptamtlich bei der Bundesanstalt für Arbeit be-
schäftigt?

Bis zum Jahre 1996 verfügte der Ärztliche Dienst der Bundesanstalt für Arbeit
über 266 Stellen für hauptamtliche Ärzte. Im Jahre 1996 wurde die Stellenan-
zahl für hauptamtliche Ärzte auf 320 angehoben. Neben den hauptamtlichen
Ärzten werden für die Arbeitsämter zurzeit ca. 1 000 Vertragsärzte tätig. Die
Zahl der Vertragsärzte ist aufgrund einer gewissen Fluktuation allerdings nicht
konstant.

3. Wie viele der Gutachter erstellen Gutachten auf Honorarbasis? Welcher
Zeitrahmen wird bei einem Honorarvertrag für die Erstellung eines Gut-
achtens von Seiten der Bundesanstalt für Arbeit zugrunde gelegt?

Arbeitsamtsärztliche Gutachten auf Honorarbasis werden von den in der Ant-
wort zu Frage 2 erwähnten „Vertragsärzten“ als Fallgutachten auf der Basis ei-
nes Werkvertrages erbracht. Daneben werden bei einigen arbeitsamtsärztlichen
Gutachten auch Zusatzbegutachtungen durch externe Fachärzte in Auftrag ge-
geben, die ebenfalls einzeln – unter Zugrundelegung der amtlichen Gebühren-
ordnung für Ärzte (GOÄ) – honoriert werden. Bei den einzelnen Gutachtenauf-
trägen bzw. im Rahmen der vertragsärztlichen Tätigkeit geben die Arbeitsämter
einen Zeitrahmen für die Begutachtung nicht vor. Im Rahmen der Steuerung
der Aufgabenerledigung durch die hauptamtlichen Ärzte wird für die auf das
einzelne Gutachten entfallenden Tätigkeiten von einem Zeitaufwand von
durchschnittlich einer Stunde (ohne Schreibarbeiten) ausgegangen. Im Psycho-
logischen Dienst werden die Gutachten seit mehreren Jahren ausschließlich von
festangestellten und speziell dafür ausgebildeten Arbeitsamts-Psychologen er-
stellt. Gutachter auf Honorarbasis kommen nicht zum Einsatz.

4. Benötigen die Gutachter eine Facharztqualifikation?

Wenn ja, welche?

Das Führen einer fachärztlichen Gebietsbezeichnung oder einer Zusatzbezeich-
nung ist für die Einstellung als hauptamtlicher Arbeitsamtsarzt bzw. für die ver-
tragsärztliche Tätigkeit keine zwingende formale Voraussetzung. Unabhängig
davon wird dies in den Stellenausschreibungen aber als wünschenswert heraus-
gestellt. Tatsächlich sind ca. 60 % der hauptamtlichen Arbeitsamtsärzte Fach-
ärzte, im Wesentlichen für die Allgemeinmedizin, Arbeitsmedizin, Innere Me-
dizin oder Chirurgie. Der Anteil von Fachärzten bei den Vertragsärzten beläuft
sich auf ca. 80 %. Die Arbeitsamtsärzte absolvieren darüber hinaus eine 6-mo-
natige Einarbeitungszeit.
Der Psychologische Dienst der Bundesanstalt für Arbeit beschäftigt für gut-
achtliche Tätigkeiten ausschließlich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die den
Studienabschluss als Diplom-Psychologe erworben haben. Alle neu eingestell-
ten Diplom-Psychologen werden in einer 9-monatigen Einweisungszeit als
Nachwuchskräfte auf die Tätigkeit als Arbeitsamts-Psychologe vorbereitet. Der
inhaltliche Schwerpunkt dieser Einweisung besteht in der fachlichen Qualifi-
zierung zur Durchführung von psychologischen Untersuchungen und zur Er-
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stellung von arbeitsamts-psychologischen Gutachten, die internen Zwecken
dienen.
Am Ende der Einweisungszeit des Arbeitsamtsarztes bzw. des Arbeitsamts-
Psychologen wird durch die Hauptstelle und die Landesarbeitsämter beurteilt,
ob die fachlichen Anforderungen für eine Beschäftigung in der Bundesanstalt
für Arbeit erfüllt werden. Erst danach erfolgt der Einsatz.

5. In wie vielen Fällen wurden von der Bundesanstalt für Arbeit Fehlgutach-
ten über Erwerbslose erstellt?

In welchen Arbeitsamtsbezirken (bitte getrennt nach psychologischen und
medizinischen Gutachten ausweisen)?

Bei der genannten Zahl von Gutachten, die täglich im gesamten Ärztlichen
Dienst der Bundesanstalt für Arbeit erstellt werden (vgl. Antwort zu Frage 1,
wonach innerhalb von 7 Jahren mehr als 3 Millionen ärztliche Gutachten er-
stellt wurden) ist auch von einer gewissen Anzahl von Fehlern oder Fehlleis-
tungen im Prozess der arbeitsamtsärztlichen Begutachtung auszugehen. Um
dem entgegenzutreten, wird seit Jahren ein systematisches Qualitätssicherungs-
programm durchgeführt, das der kontinuierlichen Sicherung eines akutellen so-
zialmedizinischen Wissenstandes und einer einheitlichen Beurteilungspraxis
dient. Da stets ordnungsgemäße und nicht fehlerhafte Gutachten angestrebt
werden, werden Gutachten, die sich – zudem erst nachträglich – als fehlerhaft
herausstellen, nicht gesondert statistisch erfasst. Über die Anzahl von „Fehlgut-
achten“, die im genannten Zeitraum im Ärztlichen Dienst der Bundesanstalt für
Arbeit erstellt worden sein könnten, kann deshalb keine Angabe gemacht wer-
den. Entsprechendes gilt für den Psychologischen Dienst der Bundesanstalt für
Arbeit.

6. In wie vielen Fällen wurden seit 1991 Erwerbslose nach der Erstellung
medizinischer oder psychologischer Gutachten aus den Leistungen der Ar-
beitsförderung ausgegliedert?

Entsprechende Daten liegen nicht vor.

7. In wie vielen Fällen handelte es sich dabei um Fehlgutachten (bitte ge-
trennt nach psychologischen und medizinischen Gutachten ausweisen)?

8. Sind Fälle bekannt, in denen Erwerbslose, die aufgrund eines solchen Gut-
achtens aus den Leistungen der Arbeitsförderung ausgegliedert wurden,
sowohl eine vorzeitige Verrentung als auch eine Rehabilitationsmaßnahme
verweigert wurde?

Wenn ja, in wie vielen Fällen (Bitte getrennt nach psychologischen und
medizinischen Gutachten ausweisen)?

Da fehlerhafte Gutachten aus den in der Antwort zu Frage 5 genannten Grün-
den nicht statistisch erfasst werden, ist eine Datenangabe zu den Fragen 7 und 8
nicht möglich.
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9. Wurden von Fehlgutachten betroffene Erwerbslose entschädigt?

Wenn ja, in wie vielen Fällen und in welcher Form?

Soweit unter „Fehlgutachten“ ein beispielsweise im Rahmen eines Gerichtsver-
fahrens als fehlerhaft festgestelltes Gutachten gemeint ist, das zu Benachteili-
gungen und Schäden beim Erwerbslosen bzw. Untersuchten geführt hat, ist im
Ärztlichen Dienst der Bundesanstalt für Arbeit kein Fall bekannt. In keinem
Fall wurde rechtskräftig durch Urteil ein solches „Fehlgutachten“ festgestellt,
so dass Entschädigungsleistungen wegen der Folgen dieser „Fehlbegutach-
tung“ seitens der Arbeitsverwaltung nicht erbracht werden mussten. In Fällen,
in denen sich herausstellt, dass ein fehlerhaftes Gutachten Grundlage für eine
darauf aufbauende und fehlerhafte fachliche Entscheidung war, wird naturge-
mäß nach Korrektur des Gutachtens – ggf. nach erneuter Begutachtung – eine
auf dem korrekten Gutachten basierende Entscheidung getroffen. Diese Ent-
scheidung kann z. B. darin bestehen, eine zunächst nicht bewilligte Leistung
nachzuzahlen. Zahlenangaben sind hierzu nicht möglich.

10. Sind Fälle bekannt, in denen Erwerbslose bei einem vom Arbeitamt ange-
setzten Termin begutachtet wurden, ohne davon vorher in Kenntnis ge-
setzt worden zu sein bzw. ohne ihr Einverständnis zu geben?

Wenn ja, in wie vielen Fällen (Bitte getrennt nach psychologischen und
medizinischen Gutachten ausweisen)?

Wie bereits in der Vorbemerkung dargestellt, regelt § 32 SGB III für den Be-
reich der Beratung und Vermittlung, dass Ratsuchende mit ihrem Einverständ-
nis untersucht bzw. begutachtet werden dürfen. Die durch den Ärztlichen und/
oder Psychologischen Dienst der Bundesanstalt für Arbeit zu begutachtenden
Ratsuchenden werden über die vorgesehene Durchführung einer Begutachtung
informiert und ihr Einverständnis wird eingeholt. Jeder Ratsuchende erhält zu-
sammen mit der schriftlichen Einladung zur Untersuchung allgemeine Informa-
tionen über den Zweck und Ablauf der vorgesehene Begutachtung und eine
Rechtsbehelfsbelehrung.
Abgesehen von einem Fall im Ärztlichen Dienst aus dem Jahr 1987, der seiner-
zeit u. a. in den Medien diskutiert wurde und möglicherweise in der Vorbemer-
kung der Kleinen Anfrage gemeint sein könnte, ist kein weiterer Fall bekannt
geworden, in dem ohne die erforderliche vorherige Information und ohne Ein-
verständnis des Ratsuchenden eine ärztliche oder psychologische Untersu-
chung durchgeführt wurde.

11. Sieht die Bundesanstalt für Arbeit in ihren dienstlichen Richtlinien die
Erstellung von medizinischen oder psychologischen Gutachten nach Ak-
tenlage vor?

Wenn ja, welche Vorgaben werden für Gutachten nach Aktenlage ge-
macht?

Ärztliche Gutachten nach Aktenlage sind grundsätzlich auch in der arbeits-
amtsärztlichen Begutachtungspraxis zulässig. Ein ärztliches Gutachten nach
Aktenlage ist im Interesse der Probanden und der gesetzlich vorgeschriebenen
Vermeidung von unzumutbaren Doppeluntersuchungen immer dann – jedoch
auch nur dann (!) – durchzuführen, wenn die vorliegenden Befunde hinsichtlich
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des Zeitpunkts ihrer Erstellung, ihrer Aussagekraft und Nachvollziehbarkeit
eine ausreichende Grundlage für die leistungsdiagnostische Schlussfolgerung
bzw. Beantwortung der im Gutachtenauftrag gegebenen Zielfragen erlauben.
Für den Psychologischen Dienst der Bundesanstalt für Arbeit ist festgelegt,
dass vergleichbare Vorbedingungen für ein psychologisches Gutachten nach
Aktenlage nur in absoluten Ausnahmefällen vorliegen. Ein solcher Ausnahme-
fall kann z. B. gegeben sein, wenn die Teilnahme eines lernbeeinträchtigten
oder sozial beeinträchtigten Auszubildenden an einer Berufsausbildung in einer
überbetrieblichen Einrichtung ansteht und besondere Eilbedürftigkeit die Be-
gutachtung nach Aktenlage erfordert.

12. Sind Fälle bekannt, in denen durch Fehlgutachten und daraus resultieren-
den personenbezogenen Falschdaten durch die Bundesanstalt für Arbeit
an andere Leistungsträger (z. B. LVA, BfA) oder kommunale bzw. regio-
nale Behörden übermittelt wurden?

Wenn ja, wie viele und in welchen Arbeitsamtsbezirken?

Entsprechende Erkenntnisse liegen nicht vor. Im Übrigen wird auf die Beant-
wortung der Frage 5 verwiesen.

13. Sind Fälle bekannt, in denen Falschdaten dieser Art als reale Sozialdaten
in Entscheidungen über Leistungen für Angehörige der Betroffenen ein-
gesetzt wurden?

Wenn ja, in wie vielen Fällen?

Mit dem Begriff „Falschdaten“ sind offensichtlich jene Sozialdaten gemeint,
die aus einem fehlerhaften Gutachten resultieren. Eine konkrete Beantwortung
dieser Frage ist aus den in der Antwort zu Frage 5 genannten Gründen nicht
möglich.

14. Hat die Bundesanstalt für Arbeit Schritte eingeleitet, um die Erstellung
von medizinischen und psychologischen Gutachten auszuschließen?

Wenn ja, welche?

Welche Schritte plant die Bundesregierung um dies in der Zukunft auszu-
schließen?

Es wird davon ausgegangen, dass sich die Frage entgegen ihrem Wortlaut tat-
sächlich nicht auf die Vermeidung von Gutachten jeglicher Art, sondern auf die
Vermeidung von fehlerhaften Gutachten bzw. die Qualitätssteigerung bezieht.
Wie aus der Vorbemerkung ersichtlich, sind ärztliche und/oder psychologische
Gutachten in verschiedenen Fallgestaltungen unverzichtbar, vor allem auch im
Interesse der Ratsuchenden.
Was die Vermeidung fehlerhafter Gutachten angeht, praktizieren der Ärztliche
und der Psychologische Dienst der Bundesanstalt für Arbeit ein umfangreiches
System der Qualitätssicherung und ständigen Qualitätsverbesserungen für den
gesamten Bereich der Gutachtenerstellung bzw. Fallarbeit. Auch nach Beendi-
gung der Einweisungszeit müssen die Arbeitsamtsärzte und -Psychologen
regelmäßig an fachlichen Anpassungsfortbildungen teilnehmen, um ihre
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Kenntnisse auf dem aktuellen Stand der Wissenschaft zu halten. Die Qualität
der Untersuchungen und Gutachten wird durch eine kontinuierliche Fachauf-
sicht überprüft. Dabei festgestellte Mängel werden durch entsprechende Schu-
lungsmaßnahmen und – falls erforderlich – durch individuelle Anleitung und
Betreuung der betroffenen Arbeitsamtsärzte und -Psychologen behoben. Mit
der Einführung von Supervision für alle Arbeitsamts-Psychologen ist in diesem
Jahr ein weiterer Schritt zur Qualitätssicherung im Psychologischen Dienst ge-
tan worden. Im Ärztlichen Dienst der Bundesanstalt für Arbeit ist nur ein Fall
bekannt, in dem trotz wiederholter Gespräche im Rahmen der Fachaufsicht und
trotz Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen zum nachträglichen Er-
werb noch fehlender Kenntnisse die Trennung von einem Arbeitsamtsarzt er-
forderlich wurde.
Bundesdurchschnittlich werden ärztliche Gutachten lediglich zu durchschnitt-
lich ca. 3 % mit Widerspruch angefochten. Dies spricht bei der arbeitsamtsärzt-
lichen Begutachtung dafür, dass auch die Probanden selbst nur in Ausnahme-
fällen den Eindruck haben, nicht richtig begutachtet worden zu sein. In den
Widerspruchsverfahren wird dann die erste Entscheidung überprüft. In Bezug
auf die vertragsärztlichen Gutachten ist festzustellen, dass bei qualitativen
Mängeln auch Vertragsauflösungen erfolgen. Unabhängig von personellen oder
vertraglichen Konsequenzen erfolgt bei Feststellung von Mängeln im Rahmen
der kontinuierlichen Gutachtenüberprüfung durch hauptamtliche Arbeitsamts-
ärzte und Leitende Ärzte der Landesarbeitsämter aber vor der Weitergabe des
Gutachtens regelmäßig die Neubearbeitung durch einen hauptamtlichen Ar-
beitsamtsarzt.
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